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Art der baulichen Nutzung 

~ Al~emeines Wohngebiet gern. § 4 BauNV0 

Baugrenzen 

____. Baugrenze 

Einrichtungen und Anlagen zur Versorgung mit Gütern und 
Dienstleistungen des öffentlichen und privaten Bereichs, 
Flächen für den Gemeinbedarf 

LJ Fläche für den Gemeinbedarf 

[] mit der Zweckbeslimmung: Kindertagesstätte (KITA) 

IJI mit der Zweckbestimmung: Dortgemeinschaftshaus 

Verkehrsflächen 

Straßenverkehrsfläche mit Straßenbegrenzungslinie und unverbind­
licher Aufteilung des Verkehrsraumes in Fahrbahn und Gehweg 

Straßenverkehrallilche mn der Zweckbestimmung: 
ÖffenHicher Pa~platz 

Busspur 

65133. 

32518 

Flur 6 

Steinchensfel 
25917 

Grünflächen 

32618 

LJ Grünflächen gern. §B (1) 15 BauGB 

D mit der Zweckbestimmung: Spielplatz 

Öffentliche Verkehrsgrünfläche 

31219 

Freizuhaltendes Sichtfeld 

32818 

32718 

Einzuhaltender Abstand zum 
Fahrbahnrand der K 9· 

fürHochbauten - mind. 17,S0m 
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Flurstücksgrenze, geplant 
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Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den 
Hochwasserschutz und die Regelung des Wasserabflusses TG 1 

[IT] 

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung 

Te ilgebietsnummer, z.B. 1 

1 [@] 1 Regenrückhalteflächen 
Nummer der Grünfläche, z.B. 1 

~ Sichtdreiec! 

JOO• C 
Mit Geh- und Fahrrechten zu belastende Flächen 
§ B (1 ) 21 BauGB 

27819 
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Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen 
für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick­
lung von Natur und Landschaft 

Umgrenzuns von Flächen für Stellplätze gern. § 9 (1) 4 und 22 Bau GB 
00000 . . 
00000 

Umgrenzung von Flächen zum Anpfianzen von Bäumeri, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen gern.§ B (1) 25a BauGB 

Baum Erhalt 

Baum Neuanpflanzung 

64112 

64113 

6412 

50m 

Festsetzungen des Bebauungsplanes gemäß§ 9 
BauGB 
1. Hinweis: 

Mit Ausnahme der Umwandlung der festgesetzten privaten Grilnflächen in 
nicht überbaubare Allgemeine Wotvlgebietsflächen sowie der Ausweisung 
einer Verkehrsfläche behalten die für die WA-Teilgebiete 2 bis 4 getroffenen 
Festsetzun9en des seit dem 25.04.1997 rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 
46 „Am Dammwege" ihre Gültigkeit. 

Festsetzungen des Bebauungsplanes gemäß § 9 BauGB 

2. Art der baulchen Nutzung gern.§ 9Abs. 1 Nr. 1 BauGB 

3. 

Die Teilgebietsfläche (TG) 1 wird als Allgemeines Wohngebiet (WA) gern. § 4 
BauNVO festgesetzt. 

Zulässigkeit von Nutzungen gern. § 1 BauNVO 
Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes werden die gern. § 4 Abs. 3 BauNVO 
ausnahmsvJeise zulässigen Betriebe und Anlagen nicht zugelassen. 

Maß der baulichen Nutzung gern.§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
Es \Yerden folgende maximal zulässige Zahlen festgesetzt : 

3.1 Grundflächenzahl (GRZ), Grundfläche (GF), Geschossflächenzahl 
(GFZ). Geschossfläche (GF) 
AUgemeines Wohngebiet (TG 1) 
Grundflächenzahl (GRZ) gern.§ 19 BauNVO: 
Geschossflächenzahl (GFZ) gern. § 20 BauNVO: 

Fläche für den Gemeinbedarf (TG 5) 
Grundfläche (GR) gern.§ 19 BauNVOfür 
- Hochbau1en: 

• 1 

- Betriebsflächen/Nebenanlagen: 
Geschossfläche (GF) gern. § 20 BauNVO: 

3.2 Die maximal zulässige Höhe baulicher 
gern.§ 16 (2) 4 BauNVO wird fes1gese1zt aut 
Teilgebiet 1 Firsthöhe bzw. Oberi<antenhöhe 

0,35 
0,50 

2,100 m2 

2,100 m2 

2.100 m2 

Flachdach: 7.00 m 
Pultda::h: 8,50 m 
Sonstige Dachformen: 10,50 m 

Traufhöhe, bergseitig 6, 75 m 

Teilgebiet 5 Firsthöhe bzw. ct,erkantenhöhe 7,50 m 

Die Festsetzungen zur Höhe baulidler Anlagen gelten nicht für Gebäude im Be­
reich der Gemeinbedarfsflädie. Für den Bereidl der Gemeineinbedarfsfläche wer­
den keine Festselzt.m!Jm zur Höhe baulicher Anlagen getroffen. 

Bezugspunkt 
Die zulässige Traufhöhe ist die mittlere Traufhöhe von der Oberkante der vorhai­
denen GeländehJhe im Schnittpunkt ITTt Außenwand und Dachhaut gemessen. 

Die First-bzw. Oberkantenhöhe baUicher Anlagai wird von der an der in der Mit­
te des GebäJdes gelegenen, natürlichen Geländehöhe gemessen. Der untere Be­
zugspunkt! der Höhe der baulichen Anlage wird vom Anschnitt des gewachsene, 
Bodens am Standort des Gebäudes gemessen. Bei einsetig geneigte, Dächern 
sowie bei versetzten Satteldächern gilt der höchste Punkt der Dadlflädie. 

4. Bauweise gern . § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB 

Für das Allgemeine Wohngebiet wird gemäß § 22 Abs . 2 BauNVO eine offene 
Bauweise festgesetzt. 

Für die Gemeinbedarfsfläche wird gemäß § 22 (4) BauNVO eine abweichence 
Bauweise festgesetzt. Es können Gebäude ohne Längenbesdiränkung in offener 
Bauweise errichtet werden. 

5. Überbaubare Grundstücksflächen gern.§ 23BauNVO 
Die überbJubaren Grundstücksfläd1en sind durd1 Baugrenzen festgesetzt 

Innerhalb 9er nidlt überbaubaren Flächen werden pro Grundstück Nebenanlagen 
gern.§ 14 IBauNVO bis zu einer Ges!llllgröße von 20 m'zugelassen. Darüber hin­
aus werden Stellplätze, Gara~n und Carports (Offene Garagen), die räumlich und 
funktional der Half)tnutzung (Gebäude) und dem Nutzungszweck des Ba.igeäetes 
zuzuordnen sind, im seiflichen Abstand zwischen überl:au l:arer Fläche und Grund­
stücksgrenze sowie zwischen Straßenbegrenzungslinie und Baugrenze (Vorgarta,) 
zugelassen. 

Innerhalb der Bauverbotszone von 17,50 m vom Fahrl:Bhnrand der K 9 sind Ne­
benanlagen sowie Garage, unzulässig . 

6. Verkehrsflächen gern. § 9 (1) 11 BauGB 
Im zeid1njrisd7en Tell des Bebauungsplanes sind die geplanten Velkehrsflädlen 
mit unverbindicher Aufteilung des VerkehrsratJTies in Fahrbahn und Gehweg dar­

gestellt 1 

Öffentliche Parkflächen 
Die im Bereich der Parkfläche dargestellten Verkehrsgrünflächen sird flächenC'.e­
ckend mit standortgerechten Staudengehölzen zu bepflanzen. Die im Plan darge­
stellten Bindungen für Baumstandorte sind verbindlich und im Rahmen der Planurg 
zu berücksichtigen. Der Stammumfang (STU) muss mindestens 14/ 16 cm betra­
gen. Der jeweilige Standort kann gegenüber der Plandarstellung um ± 1,5 Meter 
versetzt werden. 

7. Versorgungsleitungen gern.§ 9 (1) 13 BauGB 
Im westlichen Bereich der l'JgemeinenWohnbaufläche (TG 1) verlaufen s1ädtische 
Abwasser

1

leitungen. Zum Schutz und Unterhaltung der Leitungen wird ein ertspre­
diender Schutzstreifen/Schutzbereidi ausgewiesen, der nicht überbaut oder mit 
Bäumen bepflanzt werden dart. Der Schutzstreifen ist in der Planzeidmung darge­
stellt. 

8. Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen und Stellplätze 
gern . § 9 (1) 22 BauGB 
Die Fläche lür Stellplätze St-1 wird der geplanten öffentlichen Einrichtung „Kif'l1er­
tagesstätte/ Dortgemeinschaftshaus~ zugeordnet. 

Die im Bereich der Stellplätze dargestellten Verkehrsgrünflächen sind flächenCER 
ckend mit standortgerechten Staudengehölzen zu bepflanzen. Die im Plan darge­
stellten Bindungen für Baumstandorte sind verbindlich und im Rahmen der Planurg 
zu berücksichtigen. Der Stammumfang {STU) muss mindestens 14/ 16 cm betra­
gen . Der Ijeweilige S1ändort kann gegenüber der Plandarstellung um ± 1,5 Meter 
versetzt werden. 

9. Grünordnerische Festsetzungen 
Gern.§ 9 Abs.1 Nr. 20 und 25 BauGB i.V.m. mit§ 91 HBO 
Allgemeines Wohngebiet-Nicht Oberbau bare Flächen/ Nutzungszweck 
Zunächst besteht das Recht, die ausgewiesenen Bauflä:;hen im Berei::h des Allge­
meinen Wohngebietes entsprechend den vorgegebenen städtebaulichen Werten zu 
bebauen. Da auf Grund der zulässigen Überbaubarkeit der Flächen keine 100%-ige 
Überbauung zugelassen wird, verbleiben Freiflächen, die als Grünflädien anzue­
gen urd entsprechend der n. g. Regelung zu bepflanzen sind. Die Regelung zur 
Anpflanzung von Gehölzen bezieht sich auf die Flächen, die entsprediend der GR.Z 
nicht bebaut werden können. Von diesem nidit bebaubaren Flächenanteil sin:I 
mindestens 15% des Grundstücksanteils mit Bäume,, Sträuchern oder Stauden zu 
bepflanzen und zu unterhalten. Je angefangene 100 m2 dieses 15%-igen Grund­
stücksanteils ist ein sta ncbrtgerediter, heimischer Laubbaum zu pfla,zen. Wird der 
v. g. Anteil nicht erreicht, ist jedoch mindestens ein Laubbaum zu pflanzen. 

Mindestens 80% der verwendeten Gehölze müssen standortgerecht sein (siehe 
auch Pflanzlisle) 
Der innetalb der nid1tüberbaubaren Fläche dargestellte vorhandene Baumbestand 
ist zu erhIalten. Abgänge sird durch Neuanpflanzungen zu ersetzen. 

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Natur und Landschaft gern.§ 9 (1) 20 BauGB 
Die öffentliche Fläche F2 ist von baU i:::hen und sonstigen Anlagen freizuhalten. Der 
südwestliche Bereich, der an den Freiraum der Kindertagesstätte anschließt, ist als 
Streuobstwiese anzulegen. Zu diesem Zweck ist die Ackertlädie in eine extensiv 
genutzte Wiesenflädle umzuwandeln und mit einer Einsaat aus gebietseigener 
Herkunft (kräuterreiche Mischung) zu versehen. Bis zur gesicherten Etablierung der 
Zielarten werden die Flächen einmal spät (Odd:ler} gemulctit. Zwei Jahre nach der 
Mahdgutübertragung (je nad1 Etablierung der Arten) wird die im folgenden l:e­
schriebene Nutzung durctgeführt: 

maximal 1-2wmalige Mahd, wobei die erste Mahd nicht vordem 15. Juni erfdgt 
das jMahdgut wird einer Verwertung zugeführt 
eine M ulchmahd wi rd nictit zugelassen 
Dünge- und Pflanzensdlutzmittel oder Bodenauffüllungen werden nicht zuge­
lassen. 

Die Flädle ist mit mindesten 15 hochstämmigen Ct>stbäumen zu bepflanzen Bei 
der Bepflanzung ist an Reihenabstand von ca. 9 m einzuhalten. 

Innerhalb der Fläche F2 wird eine naturnah gestaltete Regenrtc:khatteanlage für 
unbelastetes Obertlächenwasser zugelassen. Im Rahmen der Ausführung sind rlw 
nerhalb lder Uferbereiche/ Randzonen Tathölzer, Steinhaufen und tiockene Hege 
einzuplanen. 

Die außerhalb der Streuobstwiese liegenden Randflächen entlang des Wegepar­
zelle 115/3 und der Kreisstraße 9 sind mit heimischen, standortgerechten LaLb­
holzarten mehrreihig (Pflanzverband 1,5 m) zu bepflanzen, zu unterhalten sowie 
extensiv zu pflegen. Pro 30 m2 Pflanzfläche sind 15 Gehölze (Sträucher, min:::l. 2 x 
verpflanzt/ Heister> 2,0 m} zu pflanzen. 

Bindungen zum Anpflanzen von Bäumen gern.§ 9 (1) 25a BauGB 
Die im Plan dargestelten Bindungen für Baumstandorte sind verbindlich und im 
Rahmen der Planung zu berücksichtigen. Der Stanmumfang (STU) muss mindes­
tens 14/ 16 an betrcl]en. Der jeweilige Standort kann gegenüber der Pla,darstel­
lung um ± 1,5 Meter versetzt werden. 

Durchführung 
Auf den einzelnen Baugrundstücken sind die festgesetzten Grünordnungs- und 
Pflanz maß nahmen i1 nerha b von zwei Jahren nach Aufnahme der Gebäudenut­
zung durchzuführen. Eine sachgeredite Pflege ist sicherzustellen. Abgänge sind 
innerhalb von zwei Pflanzperbden gleichwertig zu ersetzen. 

Rech1sgrundlagen in der gültigen Fassung: 
- Baugese1zbuch (BauGB) 
- Planzeid1enverordnung (PlanzV) 
- Hessische Gemeindeordnung (HGO) 

w Baunutzungsverordnung (BauNVO} 
- Hessische Bauordnung {HBO} 

- Bundesnatursctutzgesetz lßNatSchG) i. V . m. dem Hess. Ausführungsgesetz zum 
BNatSchG (HAGBNatSchG) 

- Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (WPG) 

10. Örtliche Bauvorschriften gan. 9 Absatz 4 BauGB in Verbindung 
mit § 91 Hessische Ba= uord= ::.:nc::u::.:n.,,g _ _ _______ _ _ _ 

10.1 Dächer-Dachneigung 
Die zulässige Dachneigung für Hauptgebäude wird festgesetzt auf: 

TG 1 Allgemeines Wohngebiet O - 45° 

TG 5 Kindertagesstätte/Dorgemeinschaftshaus O - 30° 
Für untergeordnete Nebengebäude und Garagen gelten die Dachnei gu,gen nicht. 

10.2 Garagen/ Carports/ Stellplätze 
Stellplatzsatzung 
Die erforderlichen privaten Stellplätze sind gemäß redltsk räftiger „Stellplatzsatzurg" ter 
Stadt Gudensberg anzuordnen . 

Garagen müssen eine Vorstellflädle von mind. 5,0 m und Carports von mind . 1,5 m 
haben. Bei Carports bemisst sich der Abstand der Vorstellflädie zur Dachvorderkante. 

Wen::len Garagen oder Garports parallel zur öffentlichen Straßenbegrenzungslinie erridl­
tet , so ist zwischen Straßenbegrenzungslinie u,d Bauwerk ein Mindestabstand von 1,0 
m einzuhalten. Die Abstandsfläche ist aB Grünfläche anzulegen und flä::hendeckend zu 
bepflanzen. 

Stellplätze, Garagen und Carports (Offene Garagen) sind nur innerhalb der überbauba­
ren Flädlen, im seitlichen Abstand zwischen überbaubarer Flädle und Grundstücks­
grenze sowie zwischen Straßenbegrenzungslinie und Saugreize (Vorgarten) zulässig. 

10.3 Rückhaltung von Niederschlagswasser 
Der auf dem jeweiligen Grundstück nicht schädlidl verunreinigte Niedersctiagswasser­
abfluss ist einer grundstücksbezogenen Retentbnszisterne zuzuführen. 

folgendes Mindestfassungsvermögen (Retentionsvolumen) für angeschlossene Flächen 
ist einzuhalten, für: 

versiegelte Flächen mit einem Abflussbeiwert von 1,0 {z.B. feste Dach-, Stellplatz­
und Wegeflächen): 301 pro m' 
begrünte Dachflächen (Abflussbeiwert von 0,3): 6 1 pro m2 

Die Retentionszisteme dient der Rückhaltung größerer Wassermengen. Die Rückhalte­
menge wird verzögert mit Hilfe einer Abflussdrossel in das Abwassernetz geleitet. Die 
Retentionszisteme verbindet die Regenrückhaltung mit der Regenwasserrutzung. Der 
Wasserstand kann bis zum Notüberlauf ansteigen und sinkt nach dem Regen langsam 
wieder auf den langfristigen max. Wasserstand ab. Dieses Regenwasser steht dann zur 
Nutzung zur Verfügung. 

Alternativ werden auf den Grundstücken M lagen zur Versickerung von Niedersdllags­
wasser zugelassen (z. B. Flächen-/ Muldenversickerung, Mulden-Rigolen-System). Da­
bei ist das DWA-A 138 (Planung, Bau und Betrieb von zur Versickerung von Nieder­
schlagswasser) zu beachten. 

Unzulässig sind punktförmige Einleih..mgen, wie z. B. Schachtversickerungen. über­
schüssige Mengen sind über einen Drosselabfluss dem öffentlichen Regenwasserkanal 
zuzuleiten. 

10.4 Obelflächenbefestigung 
Private Stelp lätze, Wege und sonstige Grundstücksfreiflädien sind so herzustellen, 
dass Regenwasser versickern kann (z.B. seit lidl in angrenzende Grünflächen oder in 
Form von Pflasterbelägen mit breiten Fugen wie z. B. ~Ökopflaster"). Eine Befestigung 
mit Beton oder Asphalt wird nicht zugelassen. 

10.5 Belange des Verkehrs 

Bauverbotszonen 
Entlang von Kreis -, Landes- und Bundesstraßen ist gern. § 23 (1) HStrG zwisdien 
Hochbauten und äußerstem Rand d:!r Fahrbahn eine Bauverbotszone von 20,00 m ge­
setzlich festgesetzt, die grundsätzlich von entsprechender Bebauung freizuhalten ist. 
Abweichend von den Vorgaben wurde im Einvernehmen mit Hessen Mobil Kassel ge­
mäß § 23 (7) HStrG ein einzuhaltender Abstand von 17,50 m vereinbart, der zwisd1en 
dem Fahrbahnrand der Kreisstraße 9 (Obervorsdiützer Straße) und der Baugrenze ein­
zuhalten ist. 

Innerhalb der im Bebauungsplan festgesetzten Bauverbotszone von 17,50 m dürfen 
Hochbauten jeder Art nicht errichtet werden; dies gilt a.ich für Aufschüttungen und Ab­
grabungen größeren Umfangs entspredlend. 

Die Vermassung der Baugrenze bezieht sid1 auf die im Plan nachrichflich dargestellten 
Fahrbahnrand der K9. 

Bauliche Anlagen die keine Hochbauten sind, können bis zu einem Abstand von 10,00 m 
an den Fahrbahnrand der K 9 heranreichen. Innerhalb der nicht überbaubaren Flädle 
der Teilgebietsflädle 5 sowie der festgesetzten Parkplatzfläd1e werden Stellplatz- und 
Erschließungsflächen zugelassen . 

Baumpflanzungen entlang der Kreisstraße 9 
Bei Baumanpflanzungen entiang der K 9 ist zum FS'lrbahnrand der K 9 ein Abstand von 
mind. 7,5 m einzuhalten. 

Zufahrtsbereiche von der Kreisstraße 9 
Von der K 9 werden grundstücksbezogene Zufahrten zur Gemeinbedarfsflädle so'Wie 
zur Parkflädle nidlt zugelassen. 

Sichtfeldbereiche 
Im geplanten Anschlussbereich zur K 9 sind die gern. den Richtlinien für die Anlage von 
Landstraßen {RAL-2012) für die Anfahrsicht ertorderlichen Sichtfeldbereidie in Höhen 
über 0,75 m über Fahrbahnniveau der Landesstraße von jeglicher Bebauung , sbhtbe­
hinderndem Bewuchs sowie sonstigen Ablagerungen freizuhalten. Bei der Anlegung von 
Grundstückseinfriedungen sind die Siditfeldbereiche zu beaditen. 

Werbeanlagen 
Die Errichtung von Fremdwerbeanlagen sowie die Errichtung von Werbeanlagen inner­
halb der Bauverbotszone (20,0 m) und der Baubeschränkungszone (40,0 m), gemessen 
vom befestigten Fahrbahnrand der Kreisstraße 9, sind unzulässig_ 

Außerhalb der v . g. Zone werden zur Gewerbeausübung Werbeanlagen von Gewerbe­
betrieben an Betriebsstandort zugelassen. Werbeanlagen sind harmonisdi in das Stra­
ßenbild einzufügen und müssen sich in die Architektur des jeweiligen Gebäudes einord­
nen. Aufdringliche und damit störende Formen und Größen von Werbeanlagen werden 
ausgesdllossen. Dazu zählen u. a. bewegliche wed1selnde und bl inkeide Werbeanla­
gen, Fahnen mit Werbeaufdrucken, Leuchtprojektionen , Skybeamer. 

11. Hinweise 

11.1 Sicherung von Bodendenkmälern 
Bodendenkmäler sind gemäß dem „Gesetz zum Sdlutz der Kulturdenkmäler" (Denkmal­
schutzgesetz - DSchG) unter Sd1utz gestellt. WfS bei Erdarbeiten Bodendenkmäler Lnd 
Kleindenkmäler (historische Grenzsteine o. ä.) entdeckt oder findet, hat dies gern. § 20 
Hess. Denkmalschutzgesetz {HDSdlG) unverzüglich dem Landesamt für Denkmalpfle­
ge, Ard1äologische Denkmalpflege und der Unteren Denkmalsdlutzbehörde anzuzei­
gen. Funde und Fundstellen sind in unverändertem Zustand zu ertialten und in geegne­
ter Weise bis zu einer Entscheidung zu schützen. 

11.2 Dachbegrünung 
Um die Entstehung von Kleinbiotopen zu fördern, wird die Begrünung von Dachfläd1en 
empfohlen. 

11.3 Schutz des Mutterbodens 
Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen sowie bei wesent­
lichen anderen Veränderungen der Erdoberfläche ausgehdJen wird, ist im nutzbaren 
Zustand zu erhalten Lnd an geeigneten Stellen, vorzugsweise auf den Grundstücken, zu 
verwenden. 

11.4 Verwertung von Erdaushub 
Der im Plangebiet durdl Baumaßnahmen beansprudlte Oberboden ist so weit wie mög­
lidl zu sichern, bis zur Wiederverwendung in Mieten zu lagern und nach Absdlluss der 
Baumaßnahmen innerhalb der gebietsbezogenen Freianl~engestaltung naturnah ein­
zuarbeiten . 

Bei der Verwertung des im Rahmen der Erschließungs- bzw. Bauarbeiten anfal enden 
Erdaushubs sind die Randbedingungen der ,Handlungsempfehlung zur rechtlid1en Beur­
teilung von Aufschüttungen und bei Auf- und Einbringen va, Bodenmaterial auf Böda," 
vom 27.102015 (StAnz . Nr. 46/2015. S. 1150) zu beachten. 

Für überschüssig:is Bodenmaterial von mehr als 600 m3 Menge ist nach § 4 Abs. 3 
HAltBodSd1G in Verbindung mit § 12 BBodSchV seitens des Maßnahmeträgers oder 
dessen Beauftragten vorab ein Anzeigeverfahren bei der U1teren B<Xlensch.Jtzbehörde 
des Schwalm-Eder~Kreises durchzuführen . 

11.5 Berücksichtigung von Gehölzen (Pflanzliste)/ Hinweise zur Ein hal-
tung von Grenzabständen 

lm Rahmen der privaten Freiraumgestaltung sind nachfolgender Gehölze zu berücksich­
tigen. Es wird darauf hinge'Mesen, dass im Rahmen von Neuanpflanzungen die nach 
dem Hessischen Nachbarredlt gern . §§ 38 bis 40 vorgegebenen Grenzal:stän::le u. a. für 
Sträucher und lebende Hecken einzuhalten sind. 
Bäume (Pflanzgote: 1-bchstammSTU 14116 cm) 
-Acercampestre (Feld-Ahorn) 
- Acer pseudoplatanus (Berg-Ahcrn) 
- Carpinus betulls (\IVeß-Buche) 
- Fraxnus excelsior (Gemeine Esche) 
- Pyrus cornnunis (\,'Vilcl> i'ne) 
- Quercus petraea (frauben-Eiche) 
- Saix capraea (Salv.ei:le) 
- Sorbus aucuparia (Gern. Eberesche) 
- TYia cordata (Wfl ter-Linde) 
Bäume (Säulenfonn) 
- Acer platanoäes columnare (Spitz-Ahorn) 
- Carpinus betulls 'Fastigiata' (Hainbuche) 
- Quercus robur (Säulen-Eche) 
Sträucher 
- Cornus sangurlea (Blutr. Hartriegel) 
- Crataegus laevgata {Weßdorn) 
- Lonicera periclymenum (V\Jald-Geßbl.) 
-Ugustrum vulgare(LQuste~ 
- Rosa caniia (Hundsrose) 
- Sambucus nigra (Sch'vvar. Hol.Inder) 
- Syringa vulgaris (Flieder) 

Fassadenbegrünung 
Kletterpftinzen 
- Hedera helix (Efeu) 
- Parthenocissus tri';uspitataVeichti (Wider\/Vein) 
Rank~und Schlhg)ffan-zen 
- Aristolochia durior (Pfefenwinde) 
- Humulus lJpulJs (Gem. Hopfen) 
- Potygonum auberti (Knöterich) 
Hecken (Pflanzgote: Hochstarm, STU 14116 cm) 

- Ace rcampestre (Feld-Ahorn) 
- Crataegus laevgata (\,'Veßdorn) 
M Fagus sylvatk::a (Rotbuche) 

- Ace rplatanoi:les (Spitz-Aham) 
- Betula verrucosa (Sand-Birke) 
- Fagus sylvati:a (Buche) 
- Malus silvestris (Wi ldapfel) 
- Prunus avi.Jm r,Jogelkiisdle) 
- Quercus robur (Stiel-Eiche) 
- Sorbus aria (Mehlbeere) 
- Sorbus tonn inalis (Elsbeere) 
• Tilia plat)Phyllos (Sommer-Linde) 

-Acerrubrum (Rot-Ahorn) 
- Fag us syvatica (Sä ulen-Buche) 

- Cor~us avellana (Gemeine Hasel) 
- Crataegus rronogyna (Weißdorn) 
- Prunus sp inosa (Schlehe ) 
- Lonicera xyllosteum {Heckenkirsche) 
- Rosa rubiginosa (VVeinrose) 
- Sarnbucus racemosa (Traubenholun .) 
- Viburnum opulls (Gern . Schneeball) 

- H-jdrangea petiolaris (Kletterhortense) 

- aematis spec. 
- Lonicera periclyrrenum(Geißblatt) 

- Garpinus beltulus (Hainbuche) 
- Crataegus monogyna 
- Ligustrum vulgare (Lguster) 

10.1 Hilweise zu bestehenden Bebauungsplänen 
Die Satzung des Bebauungsplanes Nr. 86 .Pm Dammwege - III. BA" tritt am Tag 
ihrer Bekamtmachung in Kraft . 

Mit Rechtskraft des Bebauungsplanes Nr. 86 treten die durdi die Neuplanung te­
troffenen Festsetzungen folgender Bebauungspläne außer Kraft 

Bebauungsplan Nr. 49 ,,Am Dammwege- II. BA" 
rechtskräftig seit dem 23.07.1999 

Bebauungsplan Nr. 46 ,,Am Dammwege" 
rechtskräftig seit dem 25.04.1997 

Verfahrensvermerke 
Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan 
Die Stadtverordnetenversammlung hat am 26.04.2018 den Einleitungsbeschluss zur Aufstellung 
des Bebauungsplanes Nr. 86 . Am Dammwege - III. BAU gefasst. Der Einleitungsbesd1Iuss wurde 
gern.§ 2Abs.1 BauGB am 09 .01.2019 bekannt gemacht. 

Öffentliche Auslegung 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Gudensberg hat in ihrer Sitzung am 28.03.2019 dem 
Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 86 "Am Dammwege - III. BA" mit örtlichen Bauvorsch riften und 
der Begründung zugestimmt und seine öffentliche Auslegung gern.§ 3 Abs. 2 BauGB besdl tossen. 
Ort und Dauer der Auslegung wurden am 10.04.2019 öffen !lieh bekann t gegeben. Der E nlw'u rf des 
Bebauungsplanes hat mit Begründung einschließlich Umweltbericht , sowie bereits vorliegenden 
wesentlichen umweltbezogenen Stellungnahmen in der Zeit vom 18.04.2019 bis 20.05.2019 gern.§ 
3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. 

Satzungsbeschluss 
Nach Prüfung der Anregungen gern . § 3 Abs. 2 BauGB hat d ie Stadtverordnetenversammlung den 

Bebauungsplan Nr. 86 ~Am Dammwege - III. BA. " mit.örtlichen B, , rschriften und Begründung in 
ih rer Sitzung am 26.09.2019 als Satzung gern. ~GB besc oss } 

0° ,-.,~o"\ , n .u ~ 
1 2 oc:z "- "" 1;!}1 G ' Y'-" 

Gudensberg, den · '· ' 2019 'ö ~ ~ t'S\ ""' L .. . 2 ,, r\\\i1 IO Burge nne,ster 
'" .,d , , 
"' :!.~ Frank Börner 

Ausfertigungsvermerk 
Die vorliegende Ausfertigung des Bebauungsplanes entspricht der von der Stadtverordnetenver-

sammlung der Stadt Gudensberg am 26 .0920 ~ en Satz~ ) 
0 '>~ ~ 
~ ~ r:~, o avv1-v 

Gudensberg, den l 2· DEZ. 2019 r:J ~,;;,. 1 ~ · 
v, ~,~?} ~ ~ .. 

, ?, 

Bürge RTI eister 

'Frank Börner 
-:;.~fü1[lW, ~ IO 

------ --------"'<····• ·· ···· ,i:················7'·· L_ ________ _ 

Bekanntmachung/ Inkrafttreten 
Der Satzungsbesdlluss wurde am .-18.ti2 ,2.o)jortsüblich bekannt gemadlt. Mit der Bekanntma­
chung tritt der Bebauungsplan mit örtlichen Bauvorschriften gern . § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 

Hinweis zur Bekanntmachung 
Gern . § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine nadl § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3 
BauGB beachtliche Verletz.ung der dort bezeichneten Ve rtahrens- und For mvorschriften, ei ne unter 
Berücksid1tigung des § 2 14 Abs . 2 BauGB beachtiid1e Verletzung der Vorschriften über das Ver­
hä ltnis des Bebauungs- und des Flächennutzungsplans und nach§ 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB bew 
achtliche Mängel des Abwägungsvorgangs gern . § 215 Abs. 1 Bau GB unbeachtlid1 werden, wenn 
sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Geme inde 
unter Darlegung des die Verletzung oder den Mangel begründeten Sachverhalts geltend gemacht 

worden sind. Dies gilt entsprechend, wenn F:: :~4 Abs ~ GB~~;;: 

Gudensberg, denj_9., f1;7. 2f)i9 ~ 1 ~-S-o\ ~ ;u Y,< ?' V 

r:J 1\..1 ~;; ,$ ~ Bürge nne1ster _ 

lfl ü CO Frank Bil~M'-

Planunterlage 
Es wird bescheinigt, dass die Grenzen und 
Bezeidlnungen der Flurstücke mit dem 
Nadlweis des Liegenscteftskatasters über­
einstimmen. 

2 3. an 2m.Q-Homberg (Elze) , a,n _____ _ 
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Amt für Bodenmanagement 
Im Auftrag 
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Übersichtsplan ohne Maßstab 
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Hühnefelder Straße 20 - 34295 Edermünde 
Tel 05665/ 969 0110 - Fax 056651969 0113 - mail: meissner-sbw@t-online.de 


